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§ 1 Einführung und Gang der Untersuchung 

Um die Suizidassistenz als Dienstleistungsangebot der Gesundheitsversorgung 
zu unterbinden, wurde 2015 durch § 217 Abs. 1 StGB die geschäftsmäßige 
Förderung der Selbsttötung unter Strafe gestellt.1 Der Gesetzgeber sah sich 
durch den Zuwachs an Sterbehilfeorganisationen in Deutschland in den Jahren 
zuvor veranlasst, Maßnahmen zu ergreifen, um die Selbstbestimmung und das 
Recht auf Leben sowohl der*des Einzelnen als auch der Allgemeinheit vor den 
Gefahren dieser Entwicklung zu schützen.2 Er prognostizierte zum einen, dass 
die Tendenz, solche Angebote in Anspruch zu nehmen, weiter ansteigen und 
sich zu einer gesellschaftlichen Normalität entwickeln werde, die schlimms-
tenfalls darin münden könne, dass insbesondere kranke und alte Menschen eine 
Selbsttötung als geboten ansähen.3 Dies könne bei diesen Menschen einen zu-
nehmenden sozialen Erwartungsdruck erzeugen, Suizidbeihilfe in Anspruch zu 
nehmen.4 Es bestehe also die Gefahr, dass Menschen zur Selbsttötung verleitet 
würden, die dies ohne ein solches Angebot gerade nicht täten und daher durch 
die Existenz solcher Angebote deren Selbstbestimmungsrecht gefährdet sei.5 
Zum anderen ging der Gesetzgeber davon aus, durch ein strafrechtliches Ver-
bot das Wirken der Sterbehilfeorganisationen einzudämmen und dadurch den 
Anstieg der Anzahl der assistierten Suizide zu verhindern.6 

An diesem Beispiel wird deutlich, dass der Gesetzgebung ihr Prognosecha-
rakter immanent ist: Indem sie vor allem in der Zukunft liegende Sachverhalte, 
wie etwa die künftige Entwicklung der Inanspruchnahme assistierter Suizid-
beihilfe, gestaltet, antizipiert sie Geschehensabläufe und Entwicklungen, die 
gezielt durch das Steuerungsinstrument des Gesetzes geändert oder gelenkt 
werden sollen. Insofern ist Gesetzgebung Vergegenwärtigung der Zukunft.7 
Ausgangspunkt einer Zukunftsgestaltung durch den Gesetzgeber ist die Zu-
kunftserkenntnis. Eine Gesetzgebung, die künftige Wirkungen und Entwick-

                                                        
1 Gesetz zur Strafbarkeit der geschäftsmäßigen Förderung der Selbsttötung vom 3. De-

zember 2015 (BGBl. I S. 2177). 
2 BT-Drs. 18/5373, S. 2 f. 
3 BT-Drs. 18/5373, S. 2, 9. 
4 BT-Drs. 18/5373, S. 8. 
5 BT-Drs. 18/5373, S. 11 f. 
6 BT-Drs. 18/5373, S. 11 ff. 
7 Ausführlich Leisner, Die Prognose im Staatsrecht, 2015. 
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lungen – mit und ohne legislatives Einschreiten – im Entscheidungsprozess 
ausblendet oder vernachlässigt, könnte ihren Gestaltungsanspruch unterminie-
ren. An dieser Stelle offenbart sich die Prognose als Schlüsselinstrument, um 
Einschätzungen über die Zukunft, auf deren Grundlage ein Gesetzesentwurf 
entsteht, zu treffen. Es stellt sich die Frage, ob und in welchem Ausmaß der 
Gesetzgeber verpflichtet ist, Prognosen im Rahmen des Gesetzgebungsverfah-
rens durchzuführen. Dafür ist die normative und insbesondere die verfassungs-
rechtliche Verankerung einer Prognosepflicht des Gesetzgebers zu untersu-
chen. 

Zur Beantwortung dieser Frage muss zunächst der Untersuchungsgegen-
stand definiert und spezifiziert werden: Ausgehend von den grundlegenden 
Charakteristika einer Prognose (§ 2 A. I.) können in Abgrenzung zu Prognosen 
der Exekutive und der Judikative Spezifika für Prognosen der Legislative fest-
gestellt werden (§ 2 A. II.), welche die Basis für die weitere Untersuchung dar-
stellen. Gegenstand der Arbeit sind ausschließlich Prognosen des Bundesge-
setzgebers. Außerdem kann jede Prognose aufgrund ihres Verfahrenscharak-
ters in verschiedene Strukturelemente eingeteilt werden (§ 2 B.). Sodann ist zu 
erörtern, in welcher Phase des Gesetzgebungsverfahrens Prognosen relevant 
sind (§ 2 C. I.) und wie Prognoseverfahren normativ und institutionell im ein-
fachen und untergesetzlichen Recht auf Bundesebene verankert sind (§ 2 C. 
II.). Ausgehend von der Rechtsnatur der einschlägigen Vorschriften ist deren 
Bindungswirkung zu untersuchen (§ 2 C. III.). Anschließend rückt die Frage, 
ob der Gesetzgeber verfassungsrechtlich verpflichtet ist, Prognosen im Rah-
men des Gesetzgebungsverfahrens anzustellen, in den Mittelpunkt der Betrach-
tung (§ 3). Als normative Ausgangspunkte einer verfassungsrechtlichen Ana-
lyse sind das allgemeine Rechtsstaatsprinzip (Art. 20 Abs. 3 GG), die Grund-
rechte (Art. 1–19 GG), der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz (Art. 20 Abs. 3 
GG), das Demokratieprinzip (Art. 20 Abs. 2 GG), das freie Mandat (Art. 38 
Abs. 1 S. 2 GG) sowie der Grundsatz der Gewaltenteilung (Art. 20 Abs. 2 S. 2 
GG) zu bemühen (§ 3 B. I.). Dabei wird zur Interpretation der verfassungs-
rechtlichen Anknüpfungspunkte das Rationalitätskonzept des Grundgesetzes 
(§ 3 A.) im Sinne einer ratiokonformen Auslegung herangezogen (§ 3 B. III.). 
An die verfassungsrechtlichen Rahmenbedingungen einer Prognosepflicht an-
knüpfend können anschließend verfassungsrechtliche Direktiven für die ein-
zelnen Strukturmerkmale eines Prognoseverfahrens konstatiert werden (§ 3 C. 
I., II., III.). In diesem Rahmen sind über die Strukturmerkmale hinaus die aus 
dem Prognoseverfahren resultierende gesetzgeberische Entscheidung (§ 3 C. 
IV.) sowie Anforderungen an die Prognosebeobachtung in den Blick zu neh-
men (§ 3 C. V.). Ferner werden Gesetzgebungsvorhaben unter Zeitnot (§ 3 C. 
VI. 1.) sowie die Auslagerung einzelner Schritte an nicht-staatliche Akteur*in-
nen (§ 3 C. VI. 2.) und der Einsatz von Algorithmen und Künstlicher Intelli-
genz (KI) im Gesetzgebungsverfahren (§ 3 C. VI. 3.) adressiert. Weiterhin ist 
zu untersuchen, ob die Prognosekontrolle durch das Bundesverfassungsgericht 
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den gefundenen Handlungsmaßstab widerspiegelt (§ 4). Ausgehend von der 
Kontrolldichte des BVerfG in der Rechtsprechung zu legislativen Prognosen 
(§ 4 A. I. 1., 2.) sind Handlungs- und Kontrollmaßstab auf Divergenzen zu un-
tersuchen (§ 4 A. I. 3.). Außerdem kommt der Nachbesserungspflicht, deren 
Verbindlichkeit je nach Tenor eines Urteils unterschiedlich ausfallen kann (§ 4 
A. II.), erhebliche Bedeutung im Hinblick auf die Statuierung eines Rechtsfol-
genregimes für fehlerbehaftete Prognosen des Gesetzgebers in der bisherigen 
Rechtsprechung des BVerfG zu (§ 4 A. III.). Um die Abweichungen zwischen 
Handlungs- und Kontrollmaßstab zu überwinden und Konvergenz herzustel-
len, ist eine strikte Prognoseverfahrenskontrolle des BVerfG angezeigt (§ 4 B., 
C., D.). Da die Durchführung von Prognoseverfahren de lege lata faktisch hin-
ter den verfassungsrechtlichen Anforderungen zurückbleibt, sind die struktu-
rellen Schwachstellen der derzeitigen normativ-institutionellen Ausgestaltung 
zu erörtern (§ 5 A.), um daran anknüpfend Rückschlüsse auf eine Ausgestal-
tung de lege ferenda zu entwickeln (§ 5 B., C.). Schließlich wird aufgezeigt, 
inwiefern die Digitalisierung des Gesetzgebungsprozesses dazu beiträgt, die 
Integration von (verfassungskonformen) Prognoseverfahren in den Gesetzge-
bungsprozess zu erleichtern (§ 5 D.).





 

 
 
 
 
 

§ 2 Prognose und Gesetzgebung 

Für eine exakte Begrenzung des Untersuchungsgegenstands muss zunächst der 
parlamentarische Prozess der Entscheidungsfindung betrachtet werden. In die-
sem Zuge ist zu erörtern, was unter einer Prognose des Gesetzgebers zu verste-
hen ist (A.) und in welche Elemente bzw. Schritte sich ein Prognoseverfahren 
gliedert (B.). Anschließend wird aufgezeigt, an welchen Stellen im Gesetzge-
bungsverfahren die Prognose eine Rolle spielt (C. I.) und wie sie normativ ver-
ankert ist (C. II., III.). 

A. Begriffsbestimmung „Prognose“ 
A. Begriffsbestimmung „Prognose“ 

Im Allgemeinen versteht man unter einer Prognose eine (wissenschaftlich be-
gründete) Voraussage einer künftigen Entwicklung, künftiger Zustände oder 
des voraussichtlichen Verlaufs.1 Der Begriff stammt aus dem Lateinischen 
(prognosis) bzw. dem Griechischen (prógnōsis) und bedeutet übersetzt „das 
Vorherwissen“.2 

I. Grundlegende Charakteristika einer Prognose 

Einen exakten Prognosebegriff hat die Rechtssprache bisher nicht definiert. 
Prognosen spielen in zahlreichen Rechtsgebieten eine Rolle: Neben aufwendi-
gen Prognosestudien des Planungsrechts, des Immissionsschutzes und der 
Wirtschaftslenkung gehören auch einfache Gefahrenbeurteilungen, wie sie 
jede*r Polizist*in vornehmen muss, dazu.3 

Gegenstand und Aussage der Prognose sind das „Ob“ und das „Wie“ einer 
zukünftigen Entwicklung und Tatsachenlage.4 Die zukünftige Entwicklung 

                                                        
1 Vgl. Meßerschmidt, Gesetzgebungsermessen, 2000, S. 965 m.w.N. in Fn. 162. 
2 Dudenredaktion (o.J.), „Prognose“ auf Duden online, abrufbar unter https://www.dude 

n.de/rechtschreibung/Prognose (Abruf v. 24.02.2021). 
3 Schmidt-Aßmann, in: Maunz/Dürig, GG (92. EL August 2020), Art. 19 Abs. 4 Rn. 198. 
4 Steinbach, Der Staat 2015, 267 (270); Meßerschmidt, Gesetzgebungsermessen, 2000, 

S. 965 m.w.N.; Kloepfer, DVBl. 1995, 441 (447); Bernd, Legislative Prognosen und Nach-
besserungspflichten, 1989, S. 8 f. 
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wird in Form einer Hypothese ausgedrückt,5 welche durch die Verwertung vor-
handener Informationen und nach Maßgabe einer zu berechnenden Wahr-
scheinlichkeit entsteht.6 Die Berechnung der Wahrscheinlichkeit ist metho-
disch angeleitet.7 Es können auch Erwartungen zum Tragen kommen, die sich 
durch Rückschlüsse aus bisherigen Erfahrungen ergeben.8 Die Prognose ist 
also ein Prozess, in dem entscheidungsbezogenes Wissen verarbeitet wird.9 Im 
Zeitpunkt ihrer Stellung entziehen sich Prognosen einer Richtigkeitskontrolle 
und sind dem Beweis nicht zugänglich.10 Erst in der Zukunft können sie verifi-
ziert werden, wenn der prognostizierte Geschehensablauf (nicht) eintritt. 11 
Stattdessen wird Richtigkeit durch Wahrscheinlichkeit ersetzt, die einen An-
knüpfungspunkt für objektive Erwägungen bietet und einer Kontrolle zugäng-
lich ist.12 Prognosen sind folglich Wahrscheinlichkeitsurteile über den Eintritt 
eines Ereignisses oder die Entwicklung eines Sachverhalts in der Zukunft.13 
Insofern handelt es sich bei Prognosen um die „geistige Vorwegnahme der Zu-
kunft“14. 

Als grundlegende Charakteristika einer Prognose lassen sich also der Be-
zugspunkt in der (Tatsachenwelt der) Zukunft sowie die damit verbundene Un-
sicherheit in der Gegenwart feststellen. Die Unsicherheit drückt sich in Hypo-
thesen mit Wahrscheinlichkeitsurteilen aus. Wahrscheinlichkeitsurteile kön-
nen als mehr oder weniger valide und transparent bewertet werden. Dies hängt 
davon ab, auf welche Weise und von wem die Aussage getroffen wird. Unter-
schiede entstehen durch Wissensvorsprünge bzw. Wissensdefizite im Rahmen 

                                                        
5 Vgl. Mengering, Die Entgeltregulierung im Telekommunikations- und Energierecht, 

2017, S. 168. 
6 Lorenz, in: Landesverfassungsgerichtsbarkeit, Teilband 3, 1983, S. 193 (203) nach 

Picht, Prognose, Utopie, Planung, 1968, S. 13 f. 
7 Bickenbach, Die Einschätzungsprärogative des Gesetzgebers, 2014, S.  131. 
8 Steinbach, Der Staat 2015, 267 (270). 
9 Schulz, ZG 2018, 240 (242). 
10 Steinbach, Der Staat 2015, 267 (270); Brunn, NJOZ 2014, 361 (361 f.); Bumke, Der 

Staat 2010, 77 (98 mit Fn. 108); Wintgens, in: Wintgens/Oliver-Lalana (Hrsg.), The Ratio-
nality and Justification of Legislation, 2013, S. 1 (17). 

11 Steinbach, Der Staat 2015, 267 (270). 
12 Vgl. Schwerdtfeger, in: FS Ipsen, 1977, S. 173 (182). 
13 Schmidt-Aßmann, in: Maunz/Dürig, GG (92. EL August 2020), Art. 19 Abs. 4 Rn. 198; 

Schwerdtfeger, in: FS Ipsen, 1977, S. 173 (181); Bumke, Der Staat 2010, 77 (98 mit Fn. 108); 
vgl. Thieme, Entscheidung in der öffentlichen Verwaltung, 1981, S. 149; Stuttmann, Gesetz-
geberische Gestaltungsfreiheit und verfassungsgerichtliche Kontrolle, 2014, S. 34 f.; aus-
führlich Scherzberg, in: Engel/Halfmann/Schulte (Hrsg.), Wissen – Nichtwissen – Unsiche-
res Wissen, 2002, S. 113 (113 ff.); ähnlich Nell, Wahrscheinlichkeitsurteile in juristischen 
Entscheidungen, 1983, S. 228: Prognose als Abwägungsentscheidung mit dem Faktor Wahr-
scheinlichkeit. 

14 BVerwG, Urteil vom 20. November 1990 – 9 C 72/90 – juris Rn. 17 = BVerwGE 87, 
141 (150). 
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der Informationsgrundlage sowie die Auswahl der Methode, anhand derer eine 
Schlussfolgerung getroffen wird. 

II. Abgrenzungen innerhalb der Rechtswissenschaft 

In der Rechtswissenschaft werden Prognosen unter anderem im Hinblick auf 
ihre inhaltliche Reichweite unterschieden: So finden sich Globalprognosen, 
sektoral oder lokal begrenzte Generalprognosen und konkrete Fallprognosen.15 
Je nachdem, ob sich eine Prognose auf eine Person oder eine Sache bezieht, 
kann man zwischen Verhaltens- und Zustandsprognosen unterscheiden.16 Fer-
ner kann danach differenziert werden, welcher Staatsgewalt die Stellung der 
Prognose zugerechnet wird.17 Diese Differenzierung gründet darauf, dass sich 
an die Zurechnung unterschiedliche Handlungs- und Kontrollmaßstäbe an-
schließen. Wem die Prognose zugerechnet wird, hängt davon ab, wer originär 
entscheidungskompetent ist. Die vorliegende Untersuchung erstreckt sich auf 
Prognosen der Legislative, sodass solche der Exekutive und Judikative davon 
abgegrenzt werden müssen. 

1. Prognosen der Exekutive 

Besonders im Verwaltungsrecht spielen Prognosen eine wichtige Rolle. Norm-
strukturelle Anknüpfungspunkte sind häufig unbestimmte Rechtsbegriffe. Vor 
allem im Bereich der polizei- und sicherheitsrechtlichen Gefahrenabwehr sind 
Prognoseentscheidungen üblich, wenn es um die Einordnung einer Situation 
als Gefahr geht, die Tatbestandsvoraussetzung für staatliches Einschreiten ist. 
Eine Gefahr ist eine Sachlage, die bei ungehindertem Ablauf des objektiv zu 
erwartenden Geschehens im Einzelfall mit hinreichender Wahrscheinlichkeit 
zu einer Verletzung der Schutzgüter der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung 
führt (konkrete Gefahr), aber auch eine Sachlage, aus der nach allgemeiner Le-
benserfahrung konkrete Gefahren im Einzelfall entstehen können (abstrakte 
Gefahr).18 Es handelt sich also um eine Entscheidung, die auf einer Vorhersage 
über künftige Entwicklungen basiert, deren Verlauf sich ex ante einer genauen 
Berechnung und damit auch einer exakten Vorhersage entzieht. Somit ist der 

                                                        
15 Breuer, Der Staat 1977, 21 (32); Ossenbühl, in: BVerfG-Festgabe I, 1976, S. 458 (498). 
16 Vgl. Schwabenbauer/Kling, VerwArch 2010, 231 (232). 
17 Z.B. Bach, Der Einfluss von Prognosen auf die Rechtsprechung des Bundesverfas-

sungsgerichts, 1983, S. 17 ff.; Ossenbühl, in: BVerfG-Festgabe I, 1976, S. 458 (504): Prog-
noseinstanz. 

18 Nr. 2.2 Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums des Innern über den 
Vollzug des Polizeiaufgabengesetzes vom 28. August 1978 (MABl. S. 629), die zuletzt 
durch Bekanntmachung vom 2. Dezember 2002 (AllMBl. 2003 S. 4) geändert worden ist; 
Wollenschläger, in: Landesrecht Bayern, 2019, § 4 Rn. 61 m.w.N. 
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Beurteilung, ob eine Gefahr vorliegt, ein Prognosecharakter immanent.19 Die 
Prognoseentscheidung ist rechtmäßig, wenn sie ex ante und ex situatione aus 
Sicht eines*einer verständig handelnden, gewissenhaften, besonnenen und 
sachkundigen Durchschnittsbeamt*in vertretbar war.20 Es ist unbeachtlich, ob 
sie sich im Nachhinein bewahrheitet oder nicht. Im Falle einer Fehlprognose 
unterscheidet man zwischen Anscheins- und Putativgefahr: War die Einschät-
zung ex ante vertretbar, handelt es sich um eine rechtmäßige Anscheinsgefahr. 
War sie ex ante nicht vertretbar, liegt eine unrechtmäßige Putativgefahr vor.21 
Beim Gefahrenbegriff handelt es sich um einen unbestimmten Rechtsbegriff,  
welcher der vollen gerichtlichen Kontrolle zugänglich ist, sodass kein Beurtei-
lungsspielraum22 für die Polizei verbleibt.23 

Auch im besonderen Sicherheitsrecht sind Prognosen von großer Bedeu-
tung. Beispielhaft seien die Beurteilung des Sicherheitsrisikos bei der Ernen-
nung eines*einer Beamt*in in den Bundesnachrichtendienst gem. §§ 5 und 14 
Abs. 3 SÜG24 oder die Beurteilung der Zuverlässigkeit – als einzelfallbezogene 
Verhaltensprognose25 – im Wirtschaftsverwaltungsrecht genannt. Letztere ist 
regelmäßig Voraussetzung für personenbezogene Genehmigungen (z.B. § 5 
WaffG; §§ 4 Abs. 2 Nr. 1, 6 Abs. 2 Nr. 1 AtG, § 36 Abs. 1 Nr. 2 KrWG, § 2 
Abs. 1 Nr. 4 ApoG, § 55 Abs. 2 S. 1 BImSchG) und dient der Vermeidung von 
Gefahren, die durch Personen bei bestimmten erlaubnispflichtigen Tätigkeiten 
verursacht werden können.26 Im Gewerberecht kann die Unzuverlässigkeit zur 
Untersagung einer Tätigkeit führen (§ 35 GewO, § 4 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 GastG). 
Es geht somit nicht unmittelbar um die Voraussage bestimmter Ereignisse, son-
dern um das Potenzial einer Person, künftig bestimmte Reaktionen zu zeigen, 
also um die Disposition einer Person als eine ihr innewohnende Gesetzesmä-
ßigkeit.27 Zur Beurteilung der (Un-)Zuverlässigkeit wird eine Prognose über 
das zukünftige Verhalten der betreffenden Person angestellt, die auf Erkennt-
                                                        

19 Wollenschläger, in: Landesrecht Bayern, 2019, § 4 Rn. 67; BayVGH, Urteil vom 02. 
Dezember 1991 – 21 B 90.1066 – juris Rn. 53 = BayVBl. 1993, 429 (431); BayVGH, Urteil 
vom 08. Juli 2016 – 4 B 15.1285 – juris Rn. 17 = BayVBl. 2017, 303 (303); Schmidbauer, 
in: ders./Steiner, 5. Aufl. 2020, Art. 11 BayPAG Rn. 30 ff.: Die Beurteilung läuft in vier 
Schritten ab: Tatsachenerhebung, Indiziensammlung, Prognose über den Schadenseintritt 
und Prognose über die Schadenswahrscheinlichkeit.  

20 Holzner, in: Möstl/Schwabenbauer (Stand 01.11.2020), Art. 11 BayPAG Rn. 24 f. 
21 Wollenschläger, in: Landesrecht Bayern, 2019, § 4 Rn. 82 ff. m.w.N. 
22 Zur Lehre vom Beurteilungsspielraum Bachof, JZ 1955, 97. 
23 Holzner, in: Möstl/Schwabenbauer (Stand 01.11.2020), Art. 11 BayPAG Rn. 32; 

Schmidbauer, in: ders./Steiner, 5. Aufl. 2020, Art. 11 BayPAG Rn. 21. 
24 BVerwG, Beschluss vom 17. September 2015 – 2 A 9/14 – juris Rn. 30 = BVerwGE 

153, 36 (44). 
25 Ausführlich zur Prognose der Zuverlässigkeit Schwabenbauer/Kling, VerwArch 2010, 

231 (247). 
26 Näser, in: Theobald/Kühling, Energierecht (91. EL Januar 2017), AtG, § 6 Rn. 86. 
27 Koch/Rubel/Heselhaus, Allgemeines Verwaltungsrecht, 3. Aufl. 2003, § 5 Rn. 147 ff. 
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nissen über die Person aus der Vergangenheit basiert.28 Grundsätzlich sind 
diese Prognoseentscheidungen in vollem Umfang gerichtlich überprüfbar,29 ab-
gesehen von einzelnen Ausnahmen wie die Beurteilung des Sicherheitsrisikos 
nach den oben genannten Vorschriften des SÜG, für die ein eigener, gerichtlich 
nur in Grenzen überprüfbarer Beurteilungsspielraum der Behörde besteht.30 

Zuvörderst im Bereich des Risikoverwaltungsrechts, namentlich des Um-
welt- und Technikrechts, sind prognostische Erwägungen zur Risikoermittlung 
und -bewertung Dreh- und Angelpunkt staatlicher Maßnahmen. Dabei geht es 
beispielsweise um die Vorsorge gegen Gefahren durch den Betrieb von Kern-
kraftwerken31 oder die Prüfung der Sicherheit gentechnischer Anlagen32. We-
gen der Ungewissheit und der Unwägbarkeiten bei Entscheidungen im Hin-
blick auf die Gefahrenabwehr bzw. Risikovorsorge wird den Behörden grund-
sätzlich ein Beurteilungsspielraum zugestanden.33  

Neben personenbezogenen Prognosen und Gefahren- und Risikobewertun-
gen stehen Prognoseentscheidungen oftmals in Zusammenhang mit Planungs-
entscheidungen. Davon sind beispielsweise behördliche Verkehrsprognosen 
im Bereich des Luftverkehrs34 sowie Bedarfsprognosen35 erfasst. Zu Letzteren 
zählen z.B. auch Prognosen nach § 165 Abs. 3 S. 1. Nr. 2 BauGB, die darauf 
abzielen, einen erhöhten Bedarf an Wohn- und Arbeitsstätten zu ermitteln, der 

                                                        
28 Schwabenbauer/Kling, VerwArch 2010, 231 (247 ff.); Näser, in: Theobald/Kühling, 

Energierecht (91. EL Januar 2017), AtG, § 6 Rn. 87; Beckmann, in: v. Landmann/Rohmer, 
Umweltrecht (66. EL Juni 2012), KrWG § 36 Rn. 31; vgl. Brüning, in: Pielow, GewO (Stand 
01.03.2020), § 35 Rn. 20. 

29 Riese, in: Schoch/Schneider/Bier, VwGO (36. EL Februar 2019), § 114 Rn. 155, 160; 
Marcks, in: v. Landmann/Rohmer, GewO (79. EL Juni 2018), § 35 Rn. 174. 

30 Decker, in: Posser/Wolff, VwGO (56. Edition Stand 01.01.2021), § 114 Rn. 36j; 
BVerwG, Beschluss vom 17. September 2015 – 2 A 9/14 – juris Rn. 30 f. = BVerwGE 153, 
36 (44 f.). 

31 BVerwG, Urteil vom 19. Dezember 1985 – 7 C 65/82 – juris Rn. 37 ff. = BVerwGE 
72, 300 (315 ff.); BVerwG, Urteil vom 19. Januar 1989 – 7 C 31/87 – juris Rn. 18 ff. = 
BVerwGE 81, 185 (190 ff.); BVerwG, Urteil vom 14. Januar 1998 – 11 C 11/96 – juris 
Rn. 79 f. = BVerwGE 106, 115 (121 f.); vgl. BVerwG, Urteil vom 22. März 2012 – 7 C 
1/11 – juris Rn. 44 = BVerwGE 142, 159 (177 f.). 

32 BVerwG, Beschluss vom 15. April 1999 – 7 B 278/98 – juris = NVwZ 1999, 1232. 
33 Pache, Tatbestandliche Abwägung und Beurteilungsspielraum, 2001, S. 141 ff.; So-

dan/Ziekow, Grundkurs Öffentliches Recht, 9. Aufl. 2020, § 68 Rn. 12; Riese, in: 
Schoch/Schneider/Bier, VwGO (36. EL Februar 2019), § 114 Rn. 164; Peine/Siegel, Allge-
meines Verwaltungsrecht, 13. Aufl. 2020, § 8 Rn. 203 f.; Detterbeck, Allgemeines Verwal-
tungsrecht, 18. Aufl. 2020, § 8 Rn. 376; Maurer/Waldhoff, Allgemeines Verwaltungsrecht, 
20. Aufl. 2020, § 7 Rn. 41; Kment/Vorwalter, JuS 2015, 193 (198). 

34 BVerwG, Urteil vom 05. Dezember 1986 – 4 C 13/85 – juris Rn. 95 = BVerwGE 75, 
214 (234); BVerwG, Urteil vom 04. April 2012 – 4 C 8/09, 4 C 9/09, 4 C 1/10, 4 C 2/10, 4 
C 3/10, 4 C 4/10, 4 C 5/10, 4 C 6/10 – juris Rn. 57 ff. = BVerwGE 142, 234 (257). 

35 Vgl. z.B. BVerwG, Urteil vom 26. März 1981 – 3 C 134/79 – juris Rn. 88 = BVerwGE 
62, 86 (107 f.). 
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die Durchführung einer städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme erfordert. 
Die Gemeinde muss anhand der Fakten und Erfahrungswerte, über die sie ver-
fügt, ein Wahrscheinlichkeitsurteil über die zukünftige Entwicklung fällen36 
und dabei in einer der jeweiligen Materie angemessenen, methodisch einwand-
freien Weise vorgehen.37 Auch hier besteht ein Beurteilungsspielraum der Be-
hörde, sodass gerichtlich nur überprüfbar ist, ob die Prognose auf einem zuver-
lässigen Tatsachenbeweis beruht und in sich schlüssig ist.38 Auf eine bestimmte 
Prognosemethode ist der*die Planungsträger*in nicht festgelegt.39 Es kommt 
nicht darauf an, ob sich die Annahmen durch die spätere Entwicklung realisie-
ren.40 Allerdings kann ein Nicht-Eintritt der prognostizierten Entwicklung als 
Indiz dafür gewertet werden, dass die Prognose eventuell unsachgemäß aufge-
stellt wurde.41 Gegebenenfalls ist die Satzung wegen veränderter Umstände 
nach § 169 Abs. 1 Nr. 8 i.V.m. § 162 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 BauGB aufzuheben.42 

Es gibt also administrative Prognoseentscheidungen mit und ohne Beurtei-
lungsspielraum. Immer dann, wenn der Behörde bei der Aufstellung einer 
Prognose ein Freiraum – im Sinne der Gewährung eines Beurteilungsspiel-
raums oder der Beschränkung auf eine bloße Willkürkontrolle43 – eingeräumt 
wird, ist dieser nur eingeschränkt gerichtlich nachprüfbar.44 Ob ein solcher ge-
geben ist, muss sich direkt oder durch Auslegung der in Rede stehenden Norm 

                                                        
36 Runkel, in: Ernst et al., BauGB (121. EL Mai 2016), § 165 Rn. 61. 
37 BVerfG, Nichtannahmebeschluss vom 19. September 2007 – 1 BvR 1698/04 – juris 

Rn. 10 = BeckRS 2007, 26889; BVerfG, Stattgebender Kammerbeschluss vom 02. Juni 
2008 – 1 BvR 349/04 – juris Rn. 30 = NVwZ 2008, 1229 (1231). 

38 Schmitz, in: Spannowsky/Uechtritz, BauGB (51. Edition Stand 01.11.2020), § 165 
Rn. 19; BVerfG, Stattgebender Kammerbeschluss vom 02. Juni 2008 – 1 BvR 349/04 – juris 
Rn. 30 = NVwZ 2008, 1229 (1231). 

39 Schmitz, in: Spannowsky/Uechtritz, BauGB (51. Edition Stand 01.11.2020), § 165 
Rn. 19; BVerfG, Stattgebender Kammerbeschluss vom 02. Juni 2008 – 1 BvR 349/04 – juris 
Rn. 30 = NVwZ 2008, 1229 (1231). 

40 Riese, in: Schoch/Schneider/Bier, VwGO (36. EL Februar 2019), § 114 Rn. 156; 
Schmitz, in: Spannowsky/Uechtritz, BauGB (51. Edition Stand 01.11.2020), § 165 Rn. 19; 
BVerfG, Stattgebender Kammerbeschluss vom 02. Juni 2008 – 1 BvR 349/04 – juris Rn. 30 
= NVwZ 2008, 1229 (1231). 

41 Schmitz, in: Spannowsky/Uechtritz, BauGB (51. Edition Stand 01.11.2020), § 165 
Rn. 19.2. m.w.N. 

42 Mitschang, in: Battis/Krautzberger/Löhr, BauGB, 14. Aufl. 2019, § 165 Rn. 22; 
BVerwG, Beschluss vom 16. Februar 2001 – 4 BN 55/00 – juris Rn. 21 = NVwZ 2001, 1050 
(1053). 

43 Die Willkürkontrolle im Atomrecht ist gleichbedeutend mit dem generellen Kontroll-
maßstab bei Prognoseentscheidungen mit Beurteilungsspielraum Riese, in: Schoch/Schnei-
der/Bier, VwGO (36. EL Februar 2019), § 114 Rn. 164. 

44 Zur gerichtlichen Überprüfung von behördlichen Prognoseentscheidungen insgesamt 
und ausführlich Brunn, NJOZ 2014, 361 (376 ff.). 
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